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Das KfW-Kommunalpanel 2026 zeigt eine weitere deutliche Ver-

schlechterung der finanziellen Lage der Kommunen: Das Haus-

haltsdefizit ist auf einen erneuten Rekordwert von 31,9 Mrd. EUR 

gestiegen und auch die Verschuldung hat um 16 % zugenom-

men. Entsprechend negativ fällt die Bewertung der aktuellen und 

zukünftigen Finanzsituation durch die Kämmereien aus. 

Nominal stagnieren die kommunalen Investitionen und gehen 

preisbereinigt zurück. Der wahrgenommene Investitionsrück-

stand der Kommunen ist auf einen neuen Höchstwert von 

231,2 Mrd. EUR gestiegen. Besondere Rückstände bestehen 

weiterhin bei der Schulinfrastruktur sowie bei den Straßen und 

der Verkehrsinfrastruktur. Deutlich gewachsen sind zudem die 

Rückstände bei Sportstätten, Verwaltungsgebäuden und im 

Brand- und Katastrophenschutz. Für das Haushaltsjahr 2026 

rechnet eine von fünf Kommunen mit zusätzlichen Investitionen 

durch das Sondervermögen Infrastruktur und Klimaschutz, so-

dass die geplanten Investitionen mit 50,3 Mrd. EUR deutlich hö-

her ausfallen als im Jahr 2025. 

Das diesjährige Schwerpunktthema nimmt die finanzielle Situa-

tion kommunaler Beteiligungen und ausgelagerter Einheiten der 

Daseinsvorsorge in den Blick. Die Ergebnisse zeigen, dass de-

ren Tragfähigkeit sich deutlich nach Bereichen unterscheidet und 

Kommunen ihre Beteiligungen vor allem durch Bürgschaften und 

Verzicht auf Ausschüttungen unterstützen. 

Finanzielle Herausforderungen der Kommunen   

Die kommunale Haushaltslage hat sich weiter zugespitzt. Die 

Ausgaben stiegen 2025 um 5,6 %, während die Einnahmen nur 

um 4,1 % zulegten. Besonders stark wuchsen die Sozialausga-

ben (+5,9 %) und die Personalaufwendungen (+6,8 %). Der Fi-

nanzierungssaldo der kommunalen Kern- und Extrahaushalte 

lag bei -7,5 % der Ausgaben und übertraf damit noch den be-

reits 2024 erreichten Rekordwert von -6,8 %.   

Entsprechend kritisch fällt die Einschätzung der kommunalen 

Finanzlage durch die Kämmereien aus, die im Rahmen des 

KfW-Kommunalpanels 2026 vom Deutschen Institut für Urbani-

stik (Difu) zwischen Januar und März 2026 befragt wurden. Nur 

rund 30 % der Kommunen bewerten ihre Finanzsituation im ab-

geschlossenen Haushaltsjahr 2025 als „befriedigend“ oder bes-

ser. Demgegenüber stufen 44 % ihre Lage als „mangelhaft“ und 

weitere 25 % als „ausreichend“ ein. Besonders ausgeprägt ist 

die negative Bewertung in größeren Städten: 73 % der Kommu-

nen mit mehr als 50.000 Einwohnern sprechen von einer 

mangelhaften Finanzsituation. Für das Haushaltsjahr 2026 er-

warten vier von fünf Kämmereien eine „eher nachteilige“ oder 

„sehr nachteilige“ Entwicklung der Finanzlage.  

Steigende Schulden und wachsende Kassenkredite   

Parallel zu den hohen Defiziten nimmt die Verschuldung deut-

lich zu. Der Schuldenstand der Gemeinden und Gemeindever-

bände ist 2025 laut Statistischem Bundesamt um 16 % auf ins-

gesamt 196 Mrd. EUR gestiegen. Der größte Teil entfällt auf In-

vestitionskredite, die auf 158 Mrd. EUR (+15 % gegenüber dem 

Vorjahr) angewachsen sind. Bedenklich ist der starke Anstieg 

der Kassenkredite um 21,3 % auf nunmehr 38,6 Mrd. EUR. Die 

Pro-Kopf-Verschuldung der Kommunen lag zum Jahresende 

2025 im Schnitt bei 2.542 EUR und damit um 351 EUR je Ein-

wohner höher als im Vorjahr. Ein Anstieg der Pro-Kopf-Ver-

schuldung ist über nahezu alle Bundesländer hinweg zu be-

obachten. Besonders starke Zuwächse verzeichnen unter an-

derem auch historisch finanzstarke Länder wie Bayern und Ba-

den-Württemberg (+18 % bzw. +28 %). 

Grafik 1: Pro-Kopf-Verschuldung der Kommunen nach Län-

dern in EUR 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Schuldenstatistik, eigene Darstellung 

Geplante Investitionen steigen deutlich an 

Gemäß Hochrechnung im KfW-Kommunalpanel lagen die tat-

sächlich verausgabten Investitionen der Kommunen mit mehr 

als 2.000 Einwohnern im Haushaltsjahr 2025 bei 29,3 Mrd. EUR 

– nach rund 30 Mrd. EUR im Vorjahr. Angesichts der Baupreis-

entwicklung entspricht dies einem realen Rückgang der Investi-

tionstätigkeit um 6 %: Für das laufende Haushaltsjahr 2026 fal-

len die geplanten Investitionen mit 50,3 Mrd. EUR dagegen 

deutlich höher aus als im zurückliegenden Jahr. Der starke 
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Sprung gegenüber dem Vorjahreswert (+14,8 %) dürfte wesent-

lich mit den erwarteten Mitteln aus dem Sondervermögen Infra-

struktur und Klimaneutralität zusammenhängen. Grob geschätzt 

dürften den Kommunen im Lauf der nächsten zwölf Jahre etwa 

60 Mrd. EUR aus dem Sondervermögen zufließen, was zwar 

angesichts der Herausforderungen kein großer Betrag ist. Den-

noch gehen rund ein Fünftel der Kommunen, die eine Aussage 

zu dem Thema treffen konnten, davon aus, dass ihre Investitio-

nen dank des Sondervermögens in diesem Jahr höher ausfal-

len. Für das Jahr 2027 steigt dieser Anteil auf 38 %. 

Der wahrgenommene Investitionsrückstand steigt weiter 

Dem gegenüber steht ein weiterer Anstieg des wahrgenomme-

nen Investitionsrückstands der Kommunen auf nunmehr 

231,2 Mrd. EUR – rund 15,5 Mrd. EUR oder 7,2 % mehr als im 

Vorjahr. Die größten Anteile entfallen weiterhin auf die Schulin-

frastruktur (30 % des Gesamtrückstands) und auf Straßen und 

Verkehr (23 %). Es folgen der Brand- und Katastrophenschutz, 

öffentliche Verwaltungsgebäude sowie Sportstätten, auf die je-

weils etwa ein Zehntel des Gesamtrückstands entfällt. In diesen 

drei Bereichen ist ein deutlicher Anstieg im Vergleich zum Vor-

jahr zu beobachten. Nennenswerte Rückstände bestehen zu-

dem in der Infrastruktur für Kinderbetreuung und bei der Was-

server- und -entsorgung.   

Grafik 2: Wahrgenommener Investitionsrückstand 2026 

 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2026 

Qualitativ bewerten 79 % der Kommunen den Investitionsrück-

stand bezogen auf die gesamte Infrastruktur als mindestens 

„nennenswert“, 13 % sprechen von einem „gravierenden“ Rück-

stand. Besonders problematisch ist die Lage im Straßen- und 

Verkehrsbereich: 84 % der Kommunen melden hier einen min-

destens „nennenswerten“ Rückstand, darunter 28 % sogar ei-

nen „gravierenden“ Rückstand.  

Sondervermögen und Finanzierungsmix   

Zur Finanzierung von Investitionen haben die Kommunen im 

vergangenen Jahr einen ähnlichen Instrumentenmix genutzt 

wie in den Vorjahren. Jedoch gab es eine leichte Verschiebung 

weg von laufenden Deckungsmitteln, die 2025 19 % der zur Fi-

nanzierung genutzten Mittel ausmachten, sowie liquiden Mitteln 

aus dem Vorjahr (18 %) hin zu Kommunalkrediten (27 %). Für 

2026 rechnen viele Kommunen mit einer stärkeren Nutzung von 

Fördermitteln und zweckgebundenen Investitionszuweisungen, 

gleichzeitig mit weniger Eigen- und liquiden Mitteln sowie ten-

denziell schlechteren Kreditbedingungen. 

Schwerpunktthema: finanzielle Situation der kommunalen 

Beteiligungen   

Neun von zehn Kommunen verfügen über Beteiligungen und 

Auslagerungen der Daseinsvorsorge an Wirtschaftsunterneh-

men außerhalb des Kernhaushalts, besonders in der Energie- 

und Wasserversorgung, aber auch u. a. in Abfallwirtschaft, 

ÖPNV, Gesundheitswesen, Wohnen, Kultur und Sport. Wäh-

rend etwa im ÖPNV sowie in Sport und Kultur in vielen Fällen 

Verluste ausgeglichen werden müssen, tragen sich Beteiligun-

gen im Energiebereich häufig selbst und können teilweise Ge-

winne in den Kernhaushalt abführen. 

Für die kommenden fünf Jahre erwarten die Kommunen insge-

samt eine stabile Entwicklung ihrer Beteiligungen, jedoch mit 

weniger Überschussabführungen aus Energie, Wasser und Ab-

fall, sowie höheren Verlusten vor allem im ÖPNV und Gesund-

heitswesen. Hintergrund sind die hohen Investitionsbedarfe im 

Zuge der Energie- und Wärmewende sowie der Klimaanpas-

sung. Zur Stärkung der Beteiligungen wurden bislang vor allem 

Gewinnthesaurierungen und Bürgschaften genutzt; künftig wol-

len die Kommunen Gewinne häufiger im Unternehmen belas-

sen. Instrumente wie „stille Beteiligungen“ oder Mezzanine-Ka-

pital spielen weiterhin nur eine sehr geringe Rolle. 

Fazit: Investitionsherausforderungen bleiben bestehen   

Trotz höherer geplanter Investitionen müssen die Kommunen 

nicht nur einen weiter gewachsenen Investitionsrückstand von 

über 230 Mrd. EUR abbauen, sondern zugleich neue Heraus-

forderungen bewältigen – etwa in den Bereichen Klimaschutz 

und Klimaanpassung, Digitalisierung, Verkehrswende sowie so-

zialer Infrastruktur. Angesichts der hohen Defizite, der dynami-

schen Ausgabenentwicklung und der begrenzten Spielräume 

bei Steuereinnahmen ist davon auszugehen, dass die Finanz-

lage vieler Kommunen auch in den kommenden Jahren ange-

spannt bleibt.   

Das Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität kann ei-

nen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung der kommunalen Inves-

titionstätigkeit leisten, wird die strukturelle Schieflage der Kom-

munalfinanzen aber nicht allein beheben. Neben finanziellen 

Entlastungen sind grundlegende Reformen der kommunalen 

Einnahmenbasis und der Aufgaben- und Ausgabenverteilung 

erforderlich. Gleichzeitig bremsen nicht-monetäre Hemmnisse 

Investitionen aus – etwa Personalmangel in den Verwaltungen, 

langwierige Genehmigungs- und Vergabeverfahren oder kom-

plexe Förderstrukturen. Um die Wirkung der begrenzten Mittel 

zu maximieren und die Investitionstätigkeit nicht weiter zu be-

lasten, ist eine möglichst schlanke, bürokratiearme Ausgestal-

tung von Förderprogrammen und Mittelvergabeprozessen ent-

scheidend.   

Zum KfW-Kommunalpanel 

Das KfW-Kommunalpanel beruht auf einer jährlichen Befragung 

der Kämmereien in Städten und Gemeinden mit mehr als 2.000 

Einwohnern sowie allen Landkreisen. Die bundesweit repräsen-

tative Umfrage wird vom Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) 

durchgeführt und von den kommunalen Spitzenverbänden un-

terstützt.  

 

Das vollständige KfW-Kommunalpanel finden Sie im Internet 

unter www.kfw.de/kommunalpanel. 
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